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Antrag 

der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Helmut Wilhelm (Amberg), 
Marieluise Beck (Bremen), Antje Hermenau, Egbert Nitsch (Rendsburg), Dr. Jürgen 
Rochlitz, Christine Scheel, Margareta Wolf (Frankfurt) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Für die Reform des sozialen Wohnungsbaus und eine neue 
Wohnungsgemeinwirtschaft 


Der Bundestag wolle beschließen 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der soziale Mietwohnungsbau ist ein unverzichtbares In- 
strument zur Wohnversorgung von Haushalten, die sich aus 
eigener Kraft nicht versorgen können 

Im internationalen Vergleich ist die Wohnversorgung in der Bun- 
desrepublik Deutschland gut bis sehr gut. Knapp 40 Wohn- 
fläche hat der Durchschnittsbürger zur Verfügung, der Durch- 
schnittsmieter rd. 33 m^. Nach dem Bauboom der letzten Jahre ist 
der Wohnungsmarkt im oberen und mittleren Preissegment ent- 
spannt, wo es teilweise zu erheblichen Preissenkungen kam. Mit 
10,10 DM pro m^ im Westen und 7,50 pro m^ im Osten ist die Durch- 
schnittsmiete im Wohnungsbestand tragbar. Die durchschnittliche 
Mietbelastung macht knapp ein Viertel des Nettoeinkommens aus. 

Doch diesen Durchschnittswerten stehen vielfache Wohnungsver- 
sorgungsprobleme gegenüber. Seit Jahren gallopiert die Mietstei- 
gerung der Einkommenssteigerung davon. Zwischen 1988 und 
1993 stiegen die Mieten in Westdeutschland um mehr als 50 %, 
die Einkommen nur um rd. 20 % (netto, nominal). Vor allem die 
Mietbelastung einkommensschwacher Haushalte ist dadurch 
stark angestiegen. Westdeutsche Haushalte mit einem Nettoein- 
kommen bis 1 500 DM geben durchschnittlich 40 % ihres Ein- 
kommens für Miete aus, alleinerziehende Frauen 33 %, alleinle- 
bende Renterinnen 30 % . Haushalte, die besonders auf preiswerten 
Wohnraum angewiesen sind, wie Arbeitslose, Migrantenhaushal- 
te, Alleinerziehende mit mehreren Kindern, kinderreiche Famili- 
en etc., zahlen im Durchschnitt deutlich höhere Quadratmeter- 
mieten als die deutsche Durchschnittsfamilie. 

Während es im oberen Preissegment Überangebote an Wohnun- 
gen gibt, herrscht ein wachsender Mangel an preiswerten Woh- 
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nungen. Denn Mietsenkungen in den oberen Marktsegmenten 
werden nicht ,,nach unten" weitergegeben. Im Gegenteil: die Mie- 
ten von preiswerten, schlecht ausgestatteten Wohnungen steigen 
sogar überproportional an. Gleichzeitig werden durch die Neu- 
vertragsregelung und durch Modernisierung und Eigentumsum- 
wandlung immer mehr preiswerte Mietwohnungen vom Markt ge- 
nommen. Und Neuvertragsmieten von 15 bis 17 DM in den 
Ballungsgebieten überfordern selbst das Budget Wohnungssu- 
chender Mittelschichtsfamilien. Dem Jahr für Jahr knapperen An- 
gebot an preiswerten Mietwohnungen steht die wachsende Zahl 
von Haushalten gegenüber, die in Zahlungsnot und Wohnungsnot 
gerät durch Arbeitslosigkeit, Verschuldung, Krankheit, Familien- 
trennung und ähnliches. 

Das Wohngeld - von der konservativ-liberalen Wohnungspolitik 
als wichtigstes wohnungspolitisches Instrument propagiert - kann 
diesen Mangel an preiswertem Wohnraum nicht kompensieren. Es 
wurde entgegen dem ausdrücklichen Versprechen des Bundes- 
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in West- 
deutschland seit 1990 nicht an steigende Mieten und Einkommen 
angepaßt und hat seine Entlastungswirkung für einkommens- 
schwache Haushalte weitgehend eingebüßt. Die Wohngeldent- 
wicklung der letzten Jahre ist durch rasch steigende Wohngeld- 
ausgaben der öffentlichen Hände bei sinkendem Leistungsniveau 
und einer immer schmaleren Schicht von Anspruchsberechtigten 
gekennzeichnet. 

Die konservativ-liberale Wohnungspolitik mit dem Konzept der 
Marktliberaiisierung, dem Rückzug aus der direkten Förderung 
und der Kompensation der sozialen Folgen über das Wohngeld ist 
an ihre fiskalischen Grenzen gestoßen und wird zunehmend zum 
finanziellen Risiko. Denn in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit, 
mageren Reallohnsteigerungen und zunehmender Einkommens- 
armut sind immer mehr Menschen nicht nur kurzfristig, sondern 
mittel- oder langfristig auf wachsende staatliche Unterstützung bei 
den Wohnkosten angewiesen. Um allein das Niveau von 1990 wie- 
der zu erreichen, müßten Bund und Länder ihre Wohngeldausga- 
ben von jetzt 6,6 Mrd. DM mindestens auf 10 Mrd. DM steigern. 
Ohne Zweifel ist eine bedarfsgerechte Anhebung des Wohngelds 
erforderlich. Doch ohne ein ausreichendes Angebot an preiswer- 
tem Wohnraum und ohne eine preisdämpfende Mieten- und Bo- 
denpolitik ist das Wohngeld für die öffentlichen Haushalte buch- 
stäblich ein Faß ohne Boden. 


2. Der Ausstieg des Bundes aus dem sozialen Wohnungsbau ist 
sozialpolitisch unverantwortlich und finanzpolitisch riskant 

Seit 20 Jahren wird der soziale Mietwohnungsbau politisch und 
fiskalisch entwertet. 1956 wurde er nüt dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz neu bestimmt und war bis in die 70er Jahre hinein das 
wichtigste und vom Volumen bedeutendste Instrument staatlicher 
Wohnungsbauförderung (II. WoBauG) mit mehr als 50 % Anteil am 
Gesamtsubventionsvolumen. Seit Mitte der 70er Jahre, forciert seit 
dem Regierungswechsel 1983, verlor er gegenüber dem Wohn- 
geld, der Wohneigentumsförderung und dem steuersubventio- 
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nierten Mietwohnungsbau immer mehr an Bedeutung. Heute ent- 
fallen mit 2,9 Mrd. DM Bundesausgaben gegenüber der steuerli- 
chen Eigenheimförderung (7,6 Mrd. DM), der steuerlichen Miet- 
wohnungsbauförderung (9,4 Mrd. DM) und dem Wohngeld 
(3,3 Mrd. DM, jeweils Bundesanteile) noch nicht einmal mehr ein 
Zehntel der Wohnungssubventionen des Bundes auf den sozialen 
Wohnungsbau. Mit ca. 85 % der Investitionsmittel tragen längst 
die Länder die Hauptlast der direkten Wohnungsbauförderung. 
Nur die Wohnungsnot Mitte der 80er Jahre und die deutsche Ein- 
heit zu Beginn der 90er Jahre hat den kompletten Rückzug des 
Bundes aus dem sozialen Wohnungsbau bisher verhindert. 

Das Ergebnis: die öffentlichen Hände geben heute sehr viel mehr 
Geld für den Wohnungsbau aus als vor 20 Jahren, sie erhalten aber 
weniger soziale Gegenleistung. Die „Marktkonformität" von woh- 
nungspolitischen Instrumenten wie der steuerlichen Förderung 
oder dem Wohngeld besteht genaugenommen aus einem einseiti- 
gen Verzicht auf regulierende Eingriffe in den Markt bei gleich- 
zeitigem Erhalt des hohen Subventionsniveaus. Im Rahmen der 
steuerlichen Förderung des Miet- und Eigenheimbaus wird nach 
dem Motto „Masse schafft Masse" eine undifferenzierte Ange- 
botsausweitung auch für die Bevölkerungsschichten gefördert, die 
keine staathche Unterstützung ihrer Wohnkosten benötigen. 
Wohngeld erhalten zwar ausschließlich Haushalte mit sehr 
niedrigen Einkommen. Doch auch dieses Instrument hat keine re- 
gulierende Wirkung auf das Mietenniveau, sondern zwingt im Ge- 
genteil die öffentliche Hand, beüebigen Mietsteigerungen „hin- 
terherzusubventionieren " . 

Der Bestand an preiswerten, miet- und belegungsgebundenen 
Wohnungen nimmt rapide ab. Von 4 Millionen Sozialwohnungen 
im Jahr 1987 wird es durch regulären Ablauf der Bindungen im 
Jahr 2000 noch rd. 1,5 Millionen Wohnungen geben, im Jahr 2005 
noch geschätzte 900 000, im Jahr 2015 nur noch 230 000. Die 
geringen Neuförderungsraten reichen bei weitem nicht aus, um 
diesen Verlust wettzumachen. Durch die Abschaffung der Woh- 
nungsgemeinnützigkeit 1988 sind darüber hinaus auch die per Ge- 
meinnützigkeit gebundenen Wohnungen in den allgemeinen 
Wohnungsmarkt übergeleitet worden. 

Die Pläne der Bundesregierung zur schrittweisen Anhebung des 
Mietenniveaus im Sozialwohnungsbestand, die durch eine von den 
Ländern aufzubringende Zusatzförderung (eine Art zweites Wohn- 


In den letzten 15 Jahren wurden jährlich zwischen 38 000 und 120 000 Wohnun- 
gen im sozialen Wohnungsbau neu errichtet bzw. gefördert. Ein Beispiel für das 
Verhältnis von auslaufenden Bindungen zu Neuförderungen: in den Woh- 
nungsbeständen der Mitgliedsunternehmen des GdW (ehemals gemeinnützige, 
heute vor allem kommunale Wohnungsunternehmen) waren bei Abschaffung 
der Wohnungsgemeinnützigkeit 1989 rd. 75 % der Wohnungen der GdW-Mit- 
gliedsunternehmen gebunden, 1996 sind es nur nur rd. 50 %. Die GdW-Statistik 
weist für 1995 einen „Abgang gebundener Wohnungen von 118 000 WE's auf, 
einen Neuzugang von 39 000 WE's" . Für 1994 waren es 120 000 Abgänge gegen- 
über 33 000 Neuzugängen. Geht man davon aus, daß in diesen Jahr die Zahl der 
auslaufenden Bindungen überproportional groß war und rechnet sehr optimi- 
stisch einen jährlichen Netto- Abgang von nur 5 %, würde sich trotzdem der An- 
teil gebundenener Wohnungen am GdW-Gesamtbestand bis zum Jahr 2010 auf 
rd. 23 % und bis zum Jahr 2020 auf rd. 13 % reduzieren. 
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geld) einkommensabhängig heruntersubventioniert werden soll, 
beschleunigen den rapiden Schwund an preiswertem Wohnraum. 
Den geförderten Wohnungsbau wird es dann kaum mehr geben, 
da die einkommensabhängige Zusatzförderung einen Löwenan- 
teil der bisherigen Subventionen von Bund und Ländern binden 
wird und eine weitere Objektförderung bei Angleichung der Mie- 
ten an das Niveau der ortsüblichen Vergleichsmiete auch nicht zu 
rechtfertigen wäre. Dieser Einstieg in den Ausstieg aus dem so- 
zialen Wohnungsbau mag kurzfristig den Haushalt des Bundes zu 
Lasten von Ländern und Kommunen entlasten. Langfristig wird 
diese Politik zu einer weiteren Verschlechterung der Wohnsituati- 
on einkommensschwacher Haushalte bei starken Mehrbelastun- 
gen der Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden führen. 


3. Der soziale Wohnungsbau ist reformbedürftig und reform- 
fähig 

Die heutige Praxis des sozialen Wohnungsbaus weist Gerechtig- 
keitsdefizite auf. 

Einer großen Zahl von sozialwohnungsberechtigten Haushalten 
(1994 rd. 30 Millionen oder 40 %, in Ostdeutschland 70 % aller 
Haushalte) standen statistisch nur rd. 2,5 Millionen Sozialwoh- 
nungen (1994) zur Verfügung. Von diesen wiederum wird ein Teil 
von Haushalten bewohnt, deren Einkommen im Laufe ihres Miet- 
verhältnisses die Einkommensgrenzen des sozialen Wohnungs- 
baus überschritten hat.^^ Die Mietvorteile dieser Haushalte werden 
bundesweit höchst uneinheitlich abgeschöpft, vor allem in Süd- 
deutschland (Bayern und Baden-Württemberg) in nur sehr gerin- 
gem Umfang oder gar nicht (Saarland). 

Die Sozialmieten richten sich heute weder nach der Zahlungs- 
fähigkeit der Mieter noch nach dem Wohnwert, sondern nach den 
vom Förderjahrgang abhängigen Kostenmieten. So zeichnen sich 
viele Wohnungsbestände der 60er Jahre durch einen hohen Wohn- 
wert und relativ geringe Mieten aus. Neubauten der 80er und 90er 
Jahre haben einen kaum höheren, teilweise sogar geringeren 
Wohnwert, aber eine wesentlich höhere Miete. Bei gleichem Ein- 
kommen und gleichem Wohnwert zahlen häufig sogar Mieter der- 
selben Wohnungsbaugesellschaft deutlich unterschiedliche Mie- 
ten. Da die Fehlbelegungsabgabe in den meisten Ländern (mit 
Ausnahme Schleswig-Holsteins) in Form eines nach dem Prozent- 
satz der Einkommensgrenzenüberschreitung gestaffelten Festbe- 
trags erhoben wird, verschärft sie dieses Problem noch. 

Die viel kritisierte „Fehlbelegung" ist teilweise - etwa bei der 
Wohnversorgung von am Wohnungsmarkt stigmatisierten Haus- 
halten mit etwas höheren Einkommen - unumgänghch, teilweise 
für die soziale Stabilität von Wohnquartieren (z. B. Großwohnsied- 
lungen) auch wünschenswert. Es kann nicht das Ziel einer ver- 


Die Angaben über den Anteil dieser sog. „Fehlbeleger" gehen weit auseinan- 
der. Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gibt 
sie mit 40 % an, die Länderbauministerien mit 15 % bis maximal 20 %. 
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antwortlichen Wohnungspolitik sein, diese Haushalte aus den Be- 
ständen herauszudrängen. Allerdings müssen Mietvorteile syste- 
matischer und einheithcher als bisher abgeschöpft werden. Zu 
diesem Zweck sollen die verschiedenen Länderregelungen (Fehl- 
belegungsabgabe) durch die Abgabe eines bundeseinheitlichen 
Mietausgleichs ersetzt werden. 


4. Soziale Wohnungspolitik in Zeiten knapper Kassen muß 
Prioritäten setzen 

Die bisherige Förderung „breiter Schichten der Bevölkerung" im 
sozialen Wohnungsbau und die Gießkannenförderung im Rahmen 
der steuerlichen Förderung sind nicht mehr finanzierbar. 

Statt dessen ist eine nach Zielgruppen und Teilmärkten differen- 
zierte Förderstrategie für den Neubau und für die Modernisierung 
von preiswerten Wohnungen notwendig: 

• Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus aus öffentlichen 
Haushalten wird auf den Mietwohnungsbau für diejenigen 
Haushalte konzentriert, die sich aus eigener Kraft nicht am 
Wohnungsmarkt versorgen können. Dazu zählen vor allem ein- 
kommensschwache Haushalte (innerhalb der Einkommens - 
grenzen des § 25 II. WoBauG) und am Wohnungsmarkt 
benachteiligte Gruppen (kinderreiche Familien, Alleinerzie- 
hende, Behinderte etc.). Ziel der Förderung ist eine deutliche 
Mietverbilligung und dauerhafte bzw. möglichst langfristige 
Belegungsbindungen. 

• Zur ergänzenden Förderung der Wohnversorgung mittlerer 
Einkommensschichten (die bisherige Zielgruppe des 2. und 3. 
Förderweges im sozialen Wohnungsbau) wird die bisherige 
steuerliche Förderung durch Bauzulagen für den Mietwoh- 
nungsbau und die Altbauerneuerung ersetzt, die als Abzug von 
der Steuerschuld gewährt werden. Ziel der Förderung ist eine 
befristete Mietverbilügung und die Verhinderung von Eigen- 
tumsumwandlung. (Die steuerüche Wohneigentumsförderung 
wird nach Haushaltseinkommen gestaffelt und bei einer Ein- 
kommenshöhe von 80 000 DM/Jahr für Alleinerziehende und 
160 000 DM/ Jahr für Verheiratete eingestellt.) 

• Bezieher höherer Einkommen benötigen keine staatliche Sub- 
vention der Wohnkosten. Oberhalb der beiden vorgenannten 
geförderten Marktsegmente soll ein drittes, wirklich „freifi- 
nanziertes" Marktsegment sowohl im Mietwohn- als auch im 
Eigenheimbau entstehen. 

Zusätzlich muß sichergestellt werden, daß die Fördermittel des so- 
zialen Wohnungsbaus schwerpunktmäßig dort eingesetzt werden, 
wo sie am dringendsten benötigt werden. Es dürfen nicht wie bis- 
her große Fördervolumina in die ergänzende Eigenheimförderung 
auf dem flachen Land fließen. Die Fördermittel sollen deswegen 
schwerpunktmäßig für den Mietwohnungsbau in Verdichtungsre- 
gionen und städtischen Ballungsgebieten eingesetzt werden, der 
Anteil ergänzender Eigenheimförderung wird auf maximal 25 % 
des Fördervolumens begrenzt. 
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5. Statt Privatisierung ist die Aktivierung öffentlicher Woh- 
nungsbestände für die soziale Wohnversorgung nötig 

Etwa 3,5 Millionen Wohnungen, entsprechend 10 bis 15 %, des ge- 
samten Mietwohnungsbestandes der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind öffentliches Eigentum. Davon befindet sich der größte 
Teil, rd. 2,4 Millionen Wohnungen, im Mehrheitsbesitz von Kom- 
munen, Gemeinde verbänden oder Stadtstaaten, dazu kommen 
noch ca. 450 000 Wohnungen im Mehrheitsbesitz der Länder oder 
des Bundes und Bestände von Post, Bahn, öffentlichen Betrieben 
und Rentenversicherungsträgern. Von diesen Wohnungen unter- 
liegt nur noch etwa die Hälfte einer Sozialbindung. 

Mehr und mehr gehen die kommunalen Wohnungsbaugesell- 
schaften dazu über, ihre Bestände wie „normale" privatwirt- 
schaftliche Mietwohnbestände zu bewirtschaften, und lösen sich 
von ihrem ursprünglichen gemeinwirtschaftlichen Auftrag. Ob- 
wohl Eigentümer, ist es für die Kommunen häufig außerordentlich 
schwierig, von den eigenen Gesellschaften Kontingente für die Un- 
terbringung von Wohnungsnotfällen o. ä. zur Verfügung gestellt 
zu bekommen. Diese Praxis entspricht nicht den Vorgaben des 
öffentlichen Haushaltsrechts. Denn dieses macht sinngemäß „ein 
wichtiges Interesse, das sich nicht besser und wirtschaftlicher auf 
andere Weise erreichen läßt" zur Voraussetzung einer Beteiligung 
der öffentlichen Hand an privaten Unternehmen (§ 65 BHO). Aus 
Haushaltsnöten, aber auch, weil viele Kommunen weder nen- 
nenswerte Einnahmen noch eine nennenswerte Unterstützung bei 
der Wohnversorgung bedürftiger Haushalte von „ihren" Gesell- 
schaften erhalten, verkaufen mehr und mehr Kommunen ihre 
Stammkapitalanteile oder größere Teile der kommunalen Woh- 
nungsbestände. 

Der Bund, die Post und die Bahn betreiben gleichzeitig den Aus- 
verkauf ihrer Wohnungsbestände oder Gesellschaftsrechte. Auch 
die Rentenversicherungsträger sind aufgefordert worden, ihre 
Wohnungen zu privatisieren. Mit dieser Verkaufswelle werden die 
in der Nachkriegszeit aus Steuergeldern erstellten Kontingente an 
preiswerten Mietwohnungen in kurzer Zeit abgebaut, während der 
Bedarf an preiswerten Wohnungen weiter wachsen wird. In eini- 
gen Jahren werden sich die zur kurzfristigen Haushaltssanierung 
getätigten Verkäufe rächen, weil die Anforderungen an Wohn- 
geldzahlungen, an Sozialhilfe, Kauf von Belegrechten, Neu- 
bauförderung u. ä. überproportional steigen werden. Zudem führen 
die Überangebote an öffenthchen Wohnungen zu Verkäufen un- 
ter Wert und zur Bildung von Monopolen der privaten Wohnungs- 
wirtschaft. 

Angesichts immer knapperer Haushaltsmittel und angesichts von 
immer geringeren sozial gebundenen Altbeständen sind die Er- 
haltung und die langfristige Nutzung der öffentlichen Wohnungs- 
bestände für die kommunale Wohnungsversorgung dringend 
erforderlich. Deswegen soll durch eine obligatorische Vermö- 
gensbindung dieser Wohnungsbestände ein dauerhaft gebunde- 
nes „Gemein wirtschaftliches Marktsegment" geschaffen werden. 
Im Gegenzug werden diesen stiftungsähnlichen Unternehmen 
Steuerbefreiungen und eine Fördermittelpräferenz (aber keine 
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Garantie) bei der Vergabe öffentlicher Haushaltsmittel und Steu- 
erbefreiungen gewährt. Kirchliche und andere soziale Träger, die 
ihre Bestände freiwillig einer solchen Vermögensbindung unter- 
werfen, erhalten dieselben Vergünstigungen. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

einen Gesetzentwurf zur Reform des sozialen Wohnungsbaus vor- 
zulegen, der folgenden Vorgaben entspricht: 


1. Allgemeine Ziele 

Ziele der Reform der Wohnungsbauförderung sind: 

• Erhalt und Stärkung eines „zweiten" Wohnungsmarktes 

Die Überführung der sozial gebundenen Bestände in den 
allgemeinen Wohnungsmarkt darf nicht weiter forciert wer- 
den. Vielmehr muß neben dem allgemeinen Wohnungs- 
markt der Teilmarkt sozial gebundener Wohnungen ge- 
stärkt und ausgeweitet werden, in dem die Eigentümer als 
Gegenleistung für staatliche Subventionen eingeschränk- 
te Kapitalverwertungsmöglichkeiten durch Mietpreisbe- 
grenzung, Verzicht auf Eigentumsumwandlung und Beleg- 
rechte der Kommunen akzeptieren. 

• Einführung einer „Neuen Wohnungsgemeinwirtschaft" 
für die öffentlichen Wohnungsbestände und auf freiwilli- 
ger Basis für soziale Träger 

Das Wohnungsvermögen der öffentlichen Hände muß wie- 
der verstärkt zur Erfüllung des sozialen Versorgungsauf- 
trags der Kommunen herangezogen werden. Durch eine 
gesetzliche Vermögensbindung sollen Wohnungsunter- 
nehmen im Mehrheitsbesitz öffentlicher Hände grundsätz- 
lich Stiftungscharakter erhalten. Die Wohnungsbestände 
werden dauerhaften sozialen Bindungen unterstellt. 

• Einführung eines bundeseinheitlichen Mietausgleichs für 
alle sozial gebundenen Wohnungsbestände 

Die jetzigen länderspezifischen Regelungen der Fehlbele- 
gungsabgabe sollen für alle gebundenen Wohnungsbe- 
stände durch einen Mietausgleich nach bundeseinheitli- 
chen Vorgaben ersetzt werden. Der Mietausgleich soll nicht 
mehr als einkommensabhängiger Festbetrag, sondern als 
einkommensabhängig gestaffelter Prozentsatz der Diffe- 
renz zwischen Bewilligungs- und Vergleichsmieten erho- 
ben werden. 

• Konzentration der Bauförderung auf einkommensschwa- 
che und am Wohnungsmarkt benachteiligte Gruppen 

Der in § 1 11. WoBauG festgelegte Grundsatz der Woh- 
nungsbauförderung als öffentliche Aufgabe von Bund, 
Ländern und Gemeinden wird beibehalten. Die Woh- 
nungsbauförderung im Rahmen des sozialen Wohnungs- 
baus soll aber nicht mehr der Versorgung „breiter Schich- 
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ten der Bevölkerung“, sondern der gezielten Förderung 
derjenigen Haushalte dienen, die sich aus eigener Kraft 
nicht am Wohnungsmarkt versorgen können. Dazu zählen 
neben einkommensschwachen Haushalten auch Alleiner- 
ziehende mit Kindern, Migrantenfamilien, kinderreiche 
Familien, Behinderte und von Wohnungslosigkeit bedrohte 
Haushalte. 

• Schwerpunktmäßige Förderung von Mietwohnungsbau 
und Altbauerneuerung 

Das Schwergewicht der Förderung soll auf den Neubau von 
Mietwohnungen und auf die Erneuerung von Altbau-Miet- 
wohnungen gelegt werden. Auch der Erwerb von Beleg- 
rechten oder die Verknüpfung von Bauförderung mit Beleg- 
rechten im Bestand sollen gefördert werden. Die Förderung 
des Eigenheimbaus soll maximal 25 % des jährlichen Ge- 
samtfördervolumens ausmachen, da über das Eigenheim- 
zulagengesetz eine Grundförderung gegeben ist. 

• Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der Förderung 

Die Wohnungsbauförderung soll flexibel und anpassungs- 
fähig gestaltet werden, sie muß aber übersichtlicher als 
heute werden. Der Bund gibt die Rahmenbedingungen per 
Gesetz vor. Die Länder setzen die inhaltlichen und regio- 
nalen Prioritäten eigenverantwortlich fest. Dabei sollen den 
Kommunen weitgehende Mitgestaltungsmöglichkeiten 
eingeräumt werden. Damit die Fördervielfalt nicht in Un- 
übersichtlichkeit ausufert, werden die Länder aufgefordert, 
eine gemeinsame Mustersatzung als Grundlage zu erar- 
beiten und ihre Förderrichtlinien in den Kernaussagen ein- 
heitlich zu gestalten. 

• Verstetigung der Förderung 

Die starken prozyklischen Schwankungen der Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus sollen gemindert werden. Des- 
wegen wird ein jährlicher Verpflichtungsrahmen von 
1 Mrd. DM gesetzlich festgeschrieben. Zusätzlich werden 
Rückflüsse aus Zins und Tilgung der Darlehen und aus dem 
Mietausgleich auf der Ebene von Bund und Ländern 
zweckgebunden für den Wohnungsbau eingesetzt. 


2 . Förderung von Wohnungsneubau, Wohnungsmodernisierung 
und Schaffung von Sozialbindungen 

Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus soll die folgenden 
Aufgaben erfüllen: 


a) Bedürftige Haushalte als Zielgruppe der Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus 

Die in den §§25 ff. II. WoBauG festgelegten Einkommens- 
grenzen, nach denen Wohnungssuchende zum Bezug einer 
öffentüch geförderten Wohnung berechtigt sind, sollen für die 
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nächsten Jahre fortgelten. Auch das Prinzip der bundesein- 
heitlichen Festlegung der Einkommensgrenzen und der Re- 
geln der Einkommensermittlung wird aufrechterhalten. 

Am Wohnungsmarkt benachteiligte Gruppen sind aber auch 
Haushalte, die aufgrund ihrer persönlichen Verhältnisse dis- 
kriminiert öder benachteiligt werden. In den Förderrichtlinien 
ist dieser Personenkreis zu präzisieren; hierzu gehören u. a. 
schwangere Frauen, kinderreiche Familien, junge Paare und 
Lebensgemeinschaften, Alleinerziehende mit Kindern, ältere 
Menschen, Schwerbehinderte sowie Menschen, die wegen ih- 
rer Nationalität, Religion und vergleichbarer Gründe Schwie- 
rigkeiten bei der Beschaffung angemessenen Wohnraums ha- 
ben. Damit ist gleichzeitig eine Abkehr von der strengen 
Einkommensorientierung der staatlichen Förderung verbun- 
den. 

Haushalte, die aus anderen Gründen als geringem Einkommen 
eine Zugangsberechtigung zu gebundenen Wohnungen ha- 
ben, unterhegen ab Wohnungsbezug der Abgabe eines ein- 
kommensbezogenen Mietausgleichs. 


b) Gemeinwirtschaftliche und genossenschaftliche Unterneh- 
men als bevorzugte Bauherren 

Bei der Bewilligung von förderungsfähigen Bauvorhaben sind 
gemeinwirtschaftliche und genossenschaftliche Bauherren 
und die bauliche Selbsthilfe der Bewohner unterstützende 
Maßnahmeträger zu bevorzugen. Allerdings müssen auch die- 
se Bauherren sich dem Qualitäts-, Kosten- und Förderwettbe- 
werb mit anderen Bauherren stellen. 


c) Öffnung der Förderung für Modernisierung und Instandset- 
zung und für Belegrechte 

Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus ist bis heute über- 
wiegend Neubauförderung. Aus ökologischen Gründen und 
unter Kostengesichtspunkten ist die Schaffung von Sozialbin- 
dungen durch die Förderung der Sanierung oder des Umbaus 
von Bestandswohnungen einem Neubau vorzuziehen. Durch 
eine Flexibilisierung der Förderinstrumente können die be- 
grenzten Fördermittel effizienter und zielgenauer eingesetzt 
werden. Deswegen sollen die Modernisierung und Instandset- 
zung sowie der Um- und Ausbau von bewohnten und leerste- 
henden Gebäuden, der Erwerb von Bestandsgebäuden, die 
sog. Kombiförderung (Förderung einer Neubauwohnung im 
Tausch für die Vergabe von Belegrechten an mehreren Be- 
standswohnungen) als gleichwertige Fördertatbestände neben 
dem Neubau eingeführt werden. 

Die Förderung der Altbauerneuerung soll auf Mietwohnungen 
in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf und dort auf Vor- 
haben in städtebaulichen Sanierungsgebieten konzentriert 
werden. Voraussetzung für die Förderung ist, daß bei be- 
wohnten Gebäuden das Haushaltseinkommen der Hälfte der 
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betroffenen Bewohner innerhalb der Einkommensgrenzen des 
sozialen Wohnungsbaus liegt. 

Die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen und von woh- 
nungsnaher, sozialer und kleingewerblicher Infrastruktur ist in 
begrenztem Umfang auch förderfähig. 


d) Die ergänzende Förderung von Wohneigentum im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaus erfolgt prinzipiell nach den glei- 
chen Regeln wie die Mietwohnungsbauförderung: Es wird 
nicht wie bisher vielfach durch Zuschüsse, sondern durch Auf- 
wendungsdarlehen gefördert, deren Zinssatz einkommensab- 
hängig gestaffelt ist. Wie Mieter müssen auch Eigenheimbauer 
ihr Einkommen regelmäßig überprüfen lassen. Bei Einkom- 
menssteigerungen wird der Zinssatz entsprechend angehoben. 
Die Förderung von freistehenden Einfamilienhäusern soll ein- 
geschränkt werden. Es werden vorrangig verdichtete Baufor- 
men (Reihenhäuser etc.) und experimentelle oder innovative 
Vorhaben (Gruppenbau- oder Selbsthilfevorhaben) gefördert 
und Bauvorhaben, die zur sozialen Mischung Miet- und 
Eigentumsformen integrieren. Insgesamt wird das Fördervolu- 
men für die ergänzende Eigenheimförderung auf maximal 
25 % des Gesamtvolumens begrenzt. 


e) Einsatz der Fördermittel als Darlehen 

Öffentliche Mittel der Wohnungsbauförderung werden 
grundsätzlich als zinsvergünstigte oder zinslose Darlehen ge- 
währt, u. a. um die Belegungsbindungen schuldrechtlich ab- 
zusichern und über den Rückfluß der Fördermittel weitere 
Wohnungsbauprogramme zu finanzieren; eine vorzeitige 
Rückzahlung der Darlehensmittel ist auszuschließen. Zusatz- 
förderungen für bestimmte Projekte oder Zielgruppen können 
auch als Zuschußprogramme gestaltet werden. 

Neben der Gewährung von zinsgünstigen Darlehen können 
Bund, Länder und Gemeinden den Wohnungsbau durch die 
Gewährung von Bürgschaften oder die Einräumung von zins- 
günstigen Erbbaurechten fördern. 

Die Bauherren müssen sich mit mindestens 15 % der Gesamt- 
kosten an der Finanzierung beteiligen. 


f) Sicherung von dauerhaften und langfristigen Sozialbindungen 

Ziel der Förderung sind dauerhafte oder möglichst langfristi- 
ge Miet- und Belegungsbindungen. Bei Neubauvorhaben gilt 
deswegen auch bei Bauvorhaben von Privateigentümern das 
Prinzip „einmal gefördert, immer gebunden". Die Wohnungen 
müssen den Kommunen dauerhaft zur Belegung angeboten 
werden. Bei Sanierungs Vorhaben müssen zumindest langfri- 
stige Belegrechte zur Verfügung gestellt werden. 
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g) Sicherung der kommunalen Belegrechte 

Das Recht auf Belegung von öffentlich geförderten Wohnun- 
gen hat grundsätzlich die Kommune. Vorrangig sind gebun- 
dene Wohnungen (bei Erst- oder Wiedervergabe) an berech- 
tigte Haushalte zu vergeben. 

Bei der Vergabe von Sozialwohnungen sollen besonders die 
Haushalte mit einem Einkommen von weniger als 20 % der 
Grenzen der §§ 25 ff. 11. WoBauG bevorzugt werden, soweit 
dies nicht zur sozialen Destabilisierung einer Wohnanlage oder 
Siedlung führt. 

Bei Wiederbelegung von gebundenen Wohnungen außerhalb 
von Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf können Woh- 
nungen auch an Haushalte vergeben werden, deren Einkom- 
men die gesetzliche Grenze bis zu 20 % überschreitet; diese 
Haushalte unterliegen bei Einzug der Abgabe des Mietaus- 
gleichs. 

Die Kommune kann (ggf. zeitweise) auf die Ausübung des Be- 
legungsrechtes verzichten, wenn sie in geeigneter Weise die 
Vergabe der Wohnungen an den Kreis der berechtigten Haus- 
halte kontrolliert, beispielsweise durch Vereinbarung von 
Wohnungskontingenten, die von Wohnungsbaugesellschaften 
entsprechend zu belegen sind. 

Kommunen in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf kön- 
nen über die gesetzlichen Regelungen hinaus ergänzende 
eigene Regelungen schaffen, die den gesamten Kreis der Be- 
rechtigten ausreichend berücksichtigen (z.B. Dringlichkeits- 
stufen). 


h) Maßnahmen gegen Wohnungsnot und Obdachlosigkeit 

Die Kommunen sind gehalten, einen angemessenen Teil der 
ihnen von Bund und Ländern gewährten Fördermittel zweck- 
gebunden für Maßnahmen zum Abbau, zur Linderung und zur 
Vermeidung von Wohnungsnot und Obdachlosigkeit ein- 
zusetzen. Die Kriterien für die Vergabe dieser Mittel sind 
flexibel zu gestalten. Dabei sollen auch die Förderung von 
beispielhaften Selbsthilfeprojekten und die Verbindung von 
Bauförderung mit Beschäftigungsmaßnahmen und sozialer 
Beratung ermöglicht werden. 


i) Einführung einer sozialgebundenen Vergleichsmiete anstelle 
der Kostenmiete 

Für neu geförderte Vorhaben wird das Kostenmietprinzip 
durch vereinbarte Mieten ersetzt. Zur Festlegung dieser ver- 
einbarten Mieten wird in Gemeinden mit einem Bestand von 
über 500 gebundenen Wohnungen eine nach Wohnwert diffe- 
renzierte Durchschnittsmiete der gebundenen Wohnungen 
(nach § 11 Neubaumietenverordnung) ermittelt. Diese Durch- 
schnittsmiete darf maximal 80 % der jeweiligen ortsüblichen 
Vergleichsmiete betragen, Kommunen mit besonders hohen 
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ortsüblichen Vergleichsmieten müssen niedrigere Mietober- 
grenzen festlegen. Durch diese Regelung wird eine Orientie- 
rung der Sozialmieten an der ortsüblichen Vergleichsmiete, 
eine wohnwertabhängige Differenzierung der Mieten und ein 
sozialverträgliches Mietenniveau gewährleistet. 


j) Festlegung von Kostenobergrenzen für die Förderung 

Zur Sicherung kostensparender Bauweisen ist in den Landes- 
richtlinien die Förderung auf Festbeträge zu begrenzen, diffe- 
renziert in Sockelbeträge je Wohneinheit und limitierte Beträ- 
ge je m^ Wohnraum. Die Länder geben in den Richtlinien 
Mindeststandards und Standardobergrenzen der Ausstattung 
von Wohnungen vor und legen - ggf. nach Gebieten differen- 
zierte - Kostenobergrenzen fest. Bei besonderen Bauvorhaben 
ist die Überschreitung der Kostenobergrenzen zulässig (für 
Denkmalschutz, besondere soziale Wohnprojekte, besondere 
ökologische Modellvorhaben u. ä.). 

Für die Förderung von Selbsthilfeprojekten mit einer Selbst- 
hilf eleistung von mehr als 10 % der Gesamtkosten sind die Ko- 
sten für den höheren Aufwand bei der Koordinierung solcher 
Maßnahmen ansetzbar. Die Einschaltung von Beratungs- und 
Betreuungsunternehmen, z. B. bei mieterorientierter Planung, 
Maßnahmen mit erhöhtem Selbsthilfeanteil oder Wohnanlagen 
mit besonders am Wohnungsmarkt benachteiligten Zielgrup- 
pen, kann durch eine Zuschußförderung unterstützt werden; 
die Kosten dürfen nicht mieterhöhend angesetzt werden. 


k) Stärkung von Innovation und Wettbewerb im öffentlich ge- 
förderten Wohnungsbau 

Der öffentlich geförderte Wohnungsbau muß stärker als bisher 
eine Innovationsrolle im Hinblick auf Energiesparmaßnahmen 
und ökologische Standards, kostengünstiges Bauen und mo- 
derne Bauweisen (wie variable Grundrisse für sich wandelnde 
Wohnbedürfnisse), städtebauliche Qualitäten und soziale In- 
itiativen wahrnehmen. Als Anreiz dafür sollen Fördermittel- 
wettbewerbe eingeführt werden, in denen z. B.: durch ein 
Punktesystem Bauvorhaben hinsichtlich Kosten, Bauweisen, 
Planungsprozeß, ökologischen und städtebaulichen Qualitä- 
ten, Bewohnerbeteiligung und Selbsthilfe bewertet und mit 
entsprechenden Fördervorrängen versehen werden. 


1) Soziale Aktivierung der Bewohner, Förderung von Mitbe- 
stimmung, Selbsthilfe und Nachbarschaftshilfe 

Verstärktes Ziel der Wohnungsbauförderung muß die sozial ak- 
tivierende Einbeziehung der Bewohner werden, um den vor al- 
lem in monofunktionalen Siedlungen zunehmenden Proble- 
men der Anonymität, der ethnischen Vorurteile, der 
wachsenden Aggressivität und der Gewaltbereitschaft entge- 
genzuwirken. Darum sollen in Modellprojekten vielfältige 
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Konzepte der Bewohnerbeteiligung gefördert und erprobt wer- 
den auf den Ebenen der Planung, der Baudurchführung und 
der Haus- und Quartiersbewirtschaftung. Die Förderung für 
solche Beteüigungsprojekte muß so gestaltet werden, daß bau- 
liche Selbsthilfe und die Übernahme von Aufgaben der Haus- 
bewirtschaftung und der Grünpflege für die Bewohner spür- 
bare materielle Vorteile bringen. 


3. Mietpreisgestaltung und Mietausgleich im Sozialwohnungs- 
bestand 

Bei der Mietgestaltung der Sozialwohnungsbestände wird un- 
terschieden zwischen geförderten Bauvorhaben privater Ei- 
gentümer und gemeinwirtschaftlichen Wohnungsbeständen. 


a) Bei allen Sozialwohnungen im Besitz privater Eigentümer 
bleibt die geltende Vertragsgestaltung und das Kostenmiet- 
prinzip erhalten. Auch bei Wohnungen des 3. Förderwegs 
bleibt die gegenwärtige Vertragsgestaltung gültig. Für alle ge- 
förderten Wohnungen wird die Erhebung eines Mietausgleichs 
nach bundeseinheitlichen Grundsätzen eingeführt. Dies gilt 
auch für Wohnungen des 3. Förderwegs, deren Mieter sich 
z. Z. keiner regelmäßigen Einkommensüberprüfung unterzie- 
hen müssen und die infolgedessen nicht der Fehlbelegungs- 
abgabe unterliegen. 


b) Für die gemeinwirtschaftlichen Wohnungsbestände wird die 
Kostenmiete durch die unternehmensbezogene Wohnwert- 
miete entsprechend Nummer 5 ersetzt. Auch für die derzeit 
keinen gesetzlichen Bindungen unterstellten gemeinwirt- 
schaftlichen Wohnungen werden die Wohn wertmiete und neue 
Sozialbindungen eingeführt. 


c) Modellerprobung einkommensabhängiger Mieten 

Zur modellhaften Erprobung von Verfahren zur Enführung ei- 
ner einkommensabhängigen Miete können Kommunen mit ge- 
meinwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen vertragliche 
Vereinbarungen treffen über die Verrechnung der Vertrags- 
mieten mit Wohngeldleistungen einerseits und mit Mietaus- 
gleichszahlungen andererseits. Gleichzeitig werden Verein- 
barungen mit den betroffenen Mietern getroffen, nach denen 
im Falle der Wohngeldberechtigung die zu zahlende Miete um 
den Wohngeldbetrag gekürzt wird und im Falle des Mietaus- 
gleichs die Miete um den Abgabebetrag erhöht wird. 

Die Erhebung von einkommensabhängigen Mieten in priva- 
ten Sozialwohnungsbeständen ist nicht zulässig, weil der Ver- 
mieter über die Miethöhe Informationen über das Einkommen 
des Mieters erlangt. 
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d) Erhebung eines Mietausgleichs 

Grundsätzlich soll eine Fehlförderung von Haushalten ver- 
mieden werden, deren Einkommen die festgelegten Grenzen 
seit Bezug der Wohnungen überschritten hat. Es wird eine bun- 
desweit vereinheitlichte Regelung des Mietausgleichs einge- 
führt. Der Schwellenwert, bei dem ein Haushalt die Abgabe 
zahlen muß, soll bei 10 % Einkommensüberschreitung als Ein- 
gangsstufe liegen. Nach den z. Z. gültigen Einkommensgren- 
zen sind ca. 40 % der Haushalte in den alten Bundesländern 
und ca. 70 % in den neuen Bundesländern berechtigt, in So- 
zialwohnungen einzuziehen. Die Subvention soll mit dem 
Überschreiten der Einkommensgrenzen durch die Erhebung 
einer Abgabe abgebaut werden. Als Stufen des Mietausgleichs 
werden nicht Festbeträge eingeführt. Zur Vermeidung von re- 


gionalen Verzerrungen wird stufenweise die Differenz zwi- 
schen der Wohnungsmiete der Sozialwohnung und der ortsüb- 
lichen Vergleichsmiete abgebaut. Dabei sollen folgende Sätze 
gelten: 

Überschreitung der 
Einkommensgrenze 
am mehr als 

Abgabe mit X % 
der Differenz zur 
Vergleichsmiete 

10 % 

20 % 

20 % 

40 % 

30 % 

60 % 

40 % 

80 % 

50 % 

100 % 


Die Kommunen können allgemeine oder siedlungsbezogene 
Kappungsgrenzen für den Mietausgleich festlegen. 

Um sicherzustellen, daß eine vergleichbare Belastung der 
Haushalte durch die Abgabe erfolgt, werden bundeseinheitli- 
che Kriterien zur Aufstellung von örtlichen Mietspiegeln fest- 
gelegt. 

Die Wohnungen der vereinbarten Förderung werden durch 
eine entsprechende gesetzliche Regelung in das Verfahren der 
Mietausgleichserhebung einbezogen. 

Probleme der Unterbelegung sollen nicht durch eine Abgabe 
gelöst werden, sondern durch Anreize zum Wohnungswechsel 
(Umzugsmanagement, finanzielle Umzugshilfen, finanzieller 
Ausgleich bei steigender Mietbelastung, Ermöglichung zum 
Verbleib in den Quartieren). 


e) Erhalt von Bindungen 

Um den z. Z. verfügbaren Bestand an gebundenem Wohnraum 
weitgehend zu erhalten, ist den Ländern aufzuerlegen, daß sie 
der vorzeitigen Rückzahlung von öffentlichen Mitteln nicht zu- 
stimmen und keine Verkürzung von Bindungszeiträumen 
durch eine nachträgliche Erhöhung von Zinsen für bereits ge- 
währte öffenthche Baudarlehen vornehmen. 
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4. Einführung des Sektors gemeinwirtschaftlicher Wohnungs- 
unternehmen 

Um auch nach Auslaufen der mit der öffentlichen Förderung 
verbundenen Bindungen den Kommunen preiswerten Wohn- 
raum zur Belegung mit am Wohnungsmarkt benachteiligten 
Haushalten zu sichern und um Fehlentwicklungen nach der 
Aufhebung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG) 
zu korrigieren, soll der Sektor der gemeinwirtschaftlichen 
Wohnungsunternehmen in die Wohnungswirtschaft eingeführt 
werden. 

Durch bundesgesetzliche Regelung soll der Vermögensbestand 
aller öffentlichen Wohnungsunternehmen des Bundes, der Län- 
der und der Kommunen dauerhaft zugunsten einer sozialen 
Wohnungsversorgung geschützt werden. Unter „öffentlichen 
Wohnungsunternehmen" werden hierbei auch alle vergleich- 
baren Einrichtungen verstanden, die als (Wohnungs-)Unter- 
nehmen der öffentlichen Betriebe, von Zweckverbänden, 
öffentlichen Stiftungen oder als Sondervermögen betrieben 
werden. 

Zur Regelung dieses Kreises von Wohnungsunternehmen wird 
bundesgesetzlich der Status „gemein wirtschaftliches Woh- 
nungsunternehmen" geschaffen, der mit bestimmten Bindun- 
gen (Vermögensbindung, Geschäftskreisbeschränkung, Miet- 
und Belegungsbindungen) bei gleichzeitiger Befreiung von er- 
tragsabhängigen und nichtertragsabhängigen Steuern einge- 
führt wird. 

Alle öffentlichen Wohnungsuntemehmen und mit ihnen ver- 
gleichbare Einrichtungen werden unter die Vorschriften die- 
ses Gesetzes gestellt. Hierdurch entsteht der Sektor der öf- 
fentlichen Wohnungsgemeinwirtschaft. 

Nichöffentliche Wohnungsunternehmen (verschiedenster 
Rechtsform wie Gesellschaften, Genossenschaften, Vereine 
etc.), die sich den Bindungen dieses Gesetzes freiwillig unter- 
werfen und Steuerbefreiung in Anspruch nehmen wollen, bil- 
den den Sektor der freien Wohnungsgemeinwirtschaft. 


a) Aufgaben gemeinwirtschaftlicher Wohnungsunternehmen 

Die gesetzliche Neuregelung soll die Wohnungsunternehmen 
nicht auf bestandsverwaltende Unternehmen reduzieren, sie 
soll andererseits aber der nach Aufhebung des WGG mögli- 
chen beliebigen Ausweitung des Geschäftskreises und der 
Übernahme neuer Risiken, z.B. aus dem Gewerbebau oder 
dem Bauträgergeschäft, entgegenwirken. Die Aufgaben ge- 
meinwirtschaftlicher Wohnungsunternehmen können folgen- 
de Bereiche umfassen: 

• Errichtung, Erwerb und Verwaltung von Mietwohnungen, 
die nach Größe, Ausstattung und Miethöhe zur Überlas- 
sung an den berechtigten Personenkreis geeignet sind; 
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• Sicherung des Wohnungsbestandes und des Wohnumfel- 
des, Instandsetzung und Modernisierung der Wohnungen 
unter Beachtung ökologischer Kriterien; 

• Errichtung, Erwerb und Verwaltung von sozialen und kul- 
turellen Gemeinschaftsanlagen und Einrichtungen der öf- 
fentlichen Infrastruktur und Wohnfolgeeinrichtungen inkl. 
Gewerberäume für Güter und Dienstleistungen des tägli- 
chen Bedarfs; 

• Errichtung und Verwaltung von Wohnungen Dritter (Ge- 
meinde, Bauherrengemeinschaften etc.), wenn diese Woh- 
nungen den Belegungs- und Mietpreisbindungen unter- 
liegen; 

• Errichtung und Verwaltung von Gebäuden für wohnum- 
f eidverträgliches Kleingewerbe, das räumlich einer Sied- 
lung des Wohnungsunternehmens zuzuordnen ist (Verbin- 
dung von Wohnen und Arbeiten, Bereitstellung von 
Räumen für Waren und Dienstleistungen des täglichen Be- 
darfs, Unterstützung von siedlungsbezogenen Beschäfti- 
gungsgesellschaften) - reine Gewerbegebiete sind nicht als 
Geschäftsfeld vorgesehen; 

• Übernahme von Stadtentwicklungs-, Sanierungs- oder Er- 
schließungsaufgaben für die Kommune; 

• Errichtung und Verwaltung von öffentlichen Gebäuden 
und Anlagen für Gebietskörperschaften; 

• Durchführung von Ausbildungs- und Beschäftigungsmaß- 
nahmen im Rahmen der Aufgaben des Wohnungsunter- 
nehmens (Gleichstellung mit gemeinnützigen Beschäfti- 
gungsgesellschaften) . 


b) Regelung für öffentliche Wohnungsunternehmen 

Öffentliche Wohnungsuntemehmen sind - i. d. R. durch Ände- 
rung der Satzung oder des Gesellschaftsvertrages - als 
gemeinwirtschaftlLche Unternehmen zu organisieren. Durch 
Aufnahme einer entsprechenden Regelung in das Haushalts- 
grundsätzegesetz (§ 53 HGrG) und in die Bundeshaushalts- 
ordnung (§ 65 BHO) ist dies für die mehrheitlich (mehr als 75 % 
des Stammkapitals) von Gebietskörperschaften und deren 
Sondervermögen beherrschten Wohnungsuntemehmen sicher- 
zustellen. Bei Wohnungsunternehmen mit bestimmendem Ein- 
fluß (mehr als 50 % bis unter 75 %) ist mit den anderen Kapi- 
talbeteiligten eine entsprechende Einigung zu verhandeln. 
Zumindest - wie auch im Rahmen der Sperrminorität (mehr als 
25 %) - ist bei der Bestellung der Geschäftsführung und bei all- 
gemeinen Grundsätzen der Gesellschaft auf ein entsprechen- 
des Verhalten der Gesellschaft zu achten. 
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c) Regelung für andere Wohnungsunternehmen 

Alle Wohnungsunternehmen (Kapitalgesellschaften, Genos- 
senschaften, Vereine und BGB-Gesellschaften), die sich den 
Bindungen, wie sie für öffentliche gemeinwirtschaftliche Woh- 
nungsunternehmen gelten, freiwillig unterwerfen (freie ge- 
meinwirtschaftliche Wohnungsunternehmen), können auf An- 
trag beim zuständigen Landeswohnungsbauministerium in 
Abstimmung mit dem Finanzministerium ebenfalls als ge- 
meinwirtschaftliches Wohnungsunternehmen anerkannt wer- 
den; nur anerkannte Unternehmen dürfen den Zusatz „ge- 
meinwirtschaftlich" im Firmennamen führen und die 
Steuerbefreiungen in Anspruch nehmen. 


d) Steuerbefreiung 

Wegen der Übernahme der Bindungen und des Ausschlusses 
der Gewinnerzielung werden alle gemeinwirtschaftlichen 
Wohnungsunternehmen - nach Vornahme der erforderlichen 
Änderung an Satzung, Gesellschaftsvertrag u. ä. - durch eine 
Einfügung eines § 53 a in die Abgabenordnung steuerrechtlich 
als gemeinwirtschaftliche Körperschaft behandelt und damit 
wie gemeinnützige Körperschaften von Steuern befreit. Diese 
Steuerbefreiung umfaßt durch Änderung der entsprechenden 
Gesetze alle ertragsabhängigen und nicht ertragsabhängigen 
Steuern. 

Soweit frei- gemein wirtschaftliche Unternehmen die Entlas- 
sung aus der Gemein Wirtschaft beantragen, wird ihnen eine 
nachträgliche Besteuerung der letzten sieben Jahre auferlegt. 


e) Vermögensbindung 

Zur Sicherung des langfristigen Vermögensbestandes sollen 
öffentlich-gemeinwirtschaftliche Unternehmen Stiftungscha- 
raktererhalten, d. h. sie dürfennicht aufgelöst werden, und ihre 
Gesellschaftsanteile dürfen nur zum Nennwert an andere Woh- 
nungsunternehmen von Gebietskörperschaften übertragen 
werden. Veräußerungen von Wohnungen zum Buchwert sind 
für eine Bereinigung von örtlichen Verwaltungsstrukturen an 
andere gemeinwirtschaftliche Wohnungsunternehmen zuläs- 
sig; Streubesitz (Einzelobjekte) und nicht für die Aufgaben des 
Wohnungsunternehmens geeignete Gebäude dürfen zum Ver- 
kehrswert frei veräußert werden. Die Ausschüttung von Ge- 
winnen ist auf 4 % des eingesetzten Stammkapitals zu be- 
schränken, 

Erträge der gemeinwirtschaftlichen Unternehmen dürfen nur 
für die Aufgaben nach Nummer 4 a) verwendet werden. Die 
Verwendung der Erträge ist im Rahmen der Jahresprüfungen 
zu prüfen und in der veröffentlichten Bilanz darzustellen. 
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f) Kontrolle der Unternehmen 

Gemeinwirtschaftliche Wohnungsunternehmen sind von den 
Landesrechnungshöfen im Sinne überörtlicher Prüfung hin- 
sichtlich der Wahrung der Interessen der öffentlichen Hand, 
der Ausübung des Mietvorschlagsrechtes, der wirtschaftlichen 
Effizienz (durch Auswertung der Pflichtprüfungen nach § 54 
HGrG) und der Angemessenheit von Bezügen von Geschäfts- 
führungs- bzw. Vorstandsmitgliedern alle drei Jahre zu prüfen. 
Auch die Einhaltung von Belegungsbindungen und Mietrege- 
lungen ist in die Prüfung einzubeziehen. Dies gilt auch für Un- 
ternehmen, die sich freiwillig haben anerkennen lassen. Prüf- 
rechte der Finanz Verwaltung, insbesondere hinsichtlich der 
Auflagen zur Steuerbefreiung, sind hiervon unberührt. 

Die Aufsichtsrechte nach den §§53 und 54 HGrG (Prüfung der 
Ordnungsgemäßheit der Geschäftsführung und unmittelbares 
Prüfrecht der Landesrechnungshöfe bei den Wohnungsunter- 
nehmen) sind bei öffentlichen gemeinwirtschaftlichen Woh- 
nungsunternehmen sicherzustellen. Die Weisungsrechte an 
entsandte Aufsichtsratsmitglieder sind von den Gebietskör- 
perschaften wahrzunehmen. 

Neben der Stärkung der Prüfrechte der Landesrechnungshöfe 
ist durch geeignete Maßnahmen des Landes sicherzustellen, 
daß die gemeinwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen so- 
wohl wirtschaftlich effizient arbeiten als auch den jeweiligen 
Stand der Erkenntnisse von Planung, Ökologie und Baubiolo- 
gie anwenden. Durch einen transparenten Nachweis der Ver- 
wendung der Mieteinnahmen in den zu veröffentlichenden Ge- 
schäftsberichten und durch eine Berichterstattung über die 
Wahrnehmung sozialer Aufgaben (Sozialbilanz) soll ein aus- 
reichender Druck der Öffentlichkeit hinsichtlich Effizienz und 
sozialorientierter Zielerfüllung der Wohnungsunternehmen 
ausgeübt werden. 


g) Stärkung von Bewohnerrechten, Mieterselbsthilfe und 
-Selbstverwaltung 

Es soll eine Öffnung der Wohnungsunternehmen hin zu den 
Mieterinnen und Mietern durch Einführung der Mitbestim- 
mung erreicht werden; in räumlich zusammenhängenden 
Siedlungen und Wohnquartieren sollen interessierten Mietern 
auch weitergehende Formen der Verfügungsrechte bis hin zur 
Selbstverwaltung angeboten werden. Die Mitbestimmungsre- 
gelungen sind durch Änderung der Unternehmenssatzung 
oder des Gesellschaftsvertrages zu verankern. Die Einhaltung 
der Rechte ist als Teil der Prüfung nach § 53 HGrG zu prüfen. 

Auf Unternehmensebene ist ein Mitbestimmungsorgan (Un- 
ternehmensmieterrat) mit Organrechten zu bilden, das auch 
Vertreter in den Aufsichtsrat entsendet. Entscheidungen der 
Geschäftsführung zur Planung baulicher Investitionen (In- 
standhaltung, Modernisierung und Neubau) bedürfen der vor- 
herigen Zustimmung durch das Mietermitbestimmungsorgan; 
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kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Aufsichtsrat 
abschließend. 

Abhängig von der Größe des Wohnungsunternehmens (z. B. ab 
500 Wohnungen) werden siedlungsbezogene oder stadtbe- 
zirkliche Strukturen der Mietermitwirkung durch Bildung von 
Siedlungs- bzw. Bezirksmieterräten eingeführt, denen ein 
Informations- und Anhörungsrecht zu den baulichen Investi- 
tionen (Großinstandhaltung, Modernisierung und Neubau) 
sowie zu sozialen Belangen in dem jeweiligen Bezirk ein- 
zuräumen ist. 

Darüber hinaus können gemeinwirtschaftliche Wohnungsun- 
ternehmen für Siedlungen, die aufgrund ihrer Größe und des 
Engagements ihrer Bewohner und Bewohnerinnen geeignet 
sind, schrittweise weitergehende Selbstverwaltungsvereinba- 
rungen abschließen, die bis zur Verwaltung der Siedlung im 
Wege einer Geschäftsbesorgung gehen können (die Bele- 
gungs- und Mieterhöhungsregelungen der Wohnungen sind 
dabei zu beachten). Die größere Identifikation der Mieter mit 
„ihrem" Haus imd „ihrem" Viertel kann zu einem wichtigen 
Beitrag der sozialen Stabilisierung von Wohnsiedlungen 
werden. 


h) Regelung für die neuen Bundesländer 

Der Bestand der kommunalen Wohnungsunternehmen in den 
neuen Bundesländern soll durch Einführung der Wohnungs- 
gemeinwirtschaft prinzipiell dauerhaften Miet- und Bele- 
gungsbindungen unterstellt werden. Um aber den wirtschaft- 
lichen Handlungsspielraum der Wohnungsgesellschaften nicht 
zu sehr einzuschränken und um die soziale Mischung in den 
kommunalen Siedlungen zu erhalten und zu fördern, können 
in Gebieten ohne erhöhten Wohnungsbedarf Teile des Woh- 
nungsbestandes von der Miet- und Belegungsbindung durch 
Beschluß der Kommune befreit werden. 


5. Einführung der unternehmensbezogenen Wohnwertmiete bei 
gemeinwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen 

Grundsätzlich soll für die gemeinwirtschaftlichen Wohnungs- 
untemehmen ~ auch für den noch gebundenen Wohnungsbe- 
stand - eine Neufestsetzung der Mieten eingeführt werden. 
Dabei wird von einer Wohnwertmiete ausgegangen, die den 
Bestand des Wohnungsunternehmens nach den jeweils ge- 
wichteten Merkmalen Ausstattung, Grundriß, Lage, Verkehrs- 
anbindung und sonstiges widerspiegelt; hierfür sind Rahmen- 
richtlinien des Bundes zu schaffen, die auch die Aufstellung 
von sozial gebundenen Vergleichsmieten regeln. 


a) Verfahren der Einführung der Wohnwertmiete 

Zur erstmaligen Festlegung der Wohnwertmiete werden die in 
der Bilanz ausgewiesenen Soll-Mieten aller Wohnungen des 
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letzten Bilanzjahres zugrunde gelegt. Diese Summe wird pau- 
schal um 5 % erhöht, um Eigenkapital für Instandsetzimg, Mo- 
dernisierung und Neubau zu mobüisieren sowie um die mit der 
Einführung der Wohnwertmiete verbundenen Umstellimgsko- 
sten des Wohnungsuntemehmens abzudecken. Der so ermit- 
telte Jahresertrag aller Wohnungen des Unternehmens wird 
berechnet als durchschnittliche Monatsmiete (netto - kalt) pro 
m^ Wohnfläche (Unternehmensmiete). 

Ausgehend von der unternehmensbezogenen Durchschnitts- 
miete wird eine Spreizung der Mieten nach Wohnwert vorge- 
nommen. Die Spreizung der Mietstufen zwischen verschiede- 
nen Wohnwerten soll sich an den Stufen der ortsübhchen 
Vergleichsmieten orientieren. Die höchste und die niedrigste 
Miete sollen im Regelfall aber nicht mehr als maximal 30 % 
über bzw. unter der Durchschnittsmiete liegen. 

Das vom gemeinwirtschaftlichen Unternehmen erstellte Kon- 
zept zur Einführung einer untemehmensbezogenen Wohn- 
wertmiete wird vom Landesbauministerium geprüft und aner- 
kannt. Die Verträge über geförderte Wohnungen v^erden 
angepaßt. 

Bei Umstellung der Mietregelung muß beachtet werden, daß 
die Wohnwertmiete nicht über 80 % der ortsüblichen Ver- 
gleichsmiete steigen soll. Ausnahmen sind da möglich, wo die 
Mieten bereits zum Zeitpunkt der Einführung der Wohnwert- 
miete mehr als 80 % der jeweiligen Vergleichsmiete betragen. 

Sofern durch eine unabhängige Prüfung eine defizitäre Bilanz 
des Wohnungsuntemehmens nachgewiesen wird, kann eine 
Anhebung der durchschnitüichen Mieterträge zugelassen wer- 
den; Ausnahmeregelungen sind - nach entsprechender Prü- 
fung - auch für Unternehmen möghch, die besondere Erhal- 
tungsaufwendungen für ihre Bausubstanz haben. 


b) Verfahren der Mieterhöhung 

Soweit vertraglich vereinbarte Mieten als Netto-Kalt-Mieten 
unter der anerkannten Wohnwertmiete liegen, darf eine Miet- 
erhöhung von 5 % je Jahr durchgeführt werden bis zur An- 
passung an die Wohnwertmiete. Diese Mieterhöhungen sind 
aber nur dann zulässig, wenn das gemeinwirtschaftiiche Woh- 
nungsunternehmen den Mehreinnahmen entsprechend die 
Miete bei den Wohnungen senkt, deren Wohnwertmiete eine 
Senkung der aktuell vereinbarten Miete begründet, oder wenn 
der daraus resultierende Mehrertrag nachweislich zur Be- 
standserhaltung oder Bestandsverbesserung derjenigen Woh- 
nungen eingesetzt wird, deren Miete erhöht werden soll. 

Zur Sicherstellung der langfristigen Wirtschaftlichkeit der ge- 
meinwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen wird die Unter- 
nehmensmiete alle zwei Jahre der Steigemng des Lebenshal- 
tungskostenindex gemäß dem Durchschnitt der Vorjahre 
angepaßt (ggf. kann der Index regionalisiert werden) ; eine Sen- 
kung der Miete ist nicht vorgesehen. Diese Regelung ersetzt 
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für die so gebundenen Bestände die Regelung nach § 2 MHG. 
Mieterhöhungen durch Modernisierungen sind nur durch Ein- 
stufung der veränderten Wohnung in die entsprechende Wohn- 
wertstufe zulässig. 


c) Mietausgleich 

Um einerseits für alle Mieter der gemeinwirtschaftlichen Woh- 
nungsunternehmen eine tragbare Mietbelastung sicherzustel- 
len und andererseits Fehlsubventionierung zu vermeiden, wird 
der gesamte Wohnungsbestand der Unternehmen dem Miet- 
ausgleich unterworfen (entprechend Nummer 3). 


Bonn, den 13. Mai 1997 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Marieluise Beck (Bremen) 

Antje Hermenau 
Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Christine Scheel 
Margareta Wolf (Frankfurt) 
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